Für progressive Umgestaltung des SOZIALSTAATES !          CHRONIK                                       

                 Gegen demagogischen Neoliberalismus !                     Urtext: 20.12.2002

In Deutschland besteht ein großer Konsens: “ Der Sozialstaat muss reformiert werden !“
Alle gesellschaftlichen Kräfte sind sich einig, dass langjährig entstandene strukturelle  Verkrustungen und Auswüchse der Bürokratie beseitigt werden müssen. Große Einigkeit besteht auch darin, dass die Sicherung des Weltfriedens wichtigste Voraussetzung für die Gewährleistung einer lebenswerten Existenz aller Menschen der Welt ist. 

Dann scheiden sich jedoch die Geister bei der Beantwortung der Frage: „ Wie, zu wessen Gunsten und zu wessen Lasten ist der Sozialstaat zu reformieren?“                                                                                                                                                                                              

Viele Bürger fragen: „Können wir uns den Sozialstaat noch leisten, oder ist er ein unmodernes Auslaufmodell?“

Welche Antworten sind aus den Wahlprogrammen der nach dem 22.09.02 noch im neuen 

Deutschen Bundestag vertretenen Oppositionsparteien und aus dem  „ROT- GRÜNEN“ Koalitionsvertrag abzuleiten? 
 1. Die FDP setzt mittel- und langfristig auf die stärkere Privatisierung/ Individualisierung   

     der gesetzlichen Renten-, Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung. „Mehr  

     Netto vom Brutto für alle“, auch für  Spitzenverdiener und Einkommensmillionäre! Das 

     ist die populistische Hauptforderung der FDP ! „Runter mit der Staatsquote“; denn 

     Reiche können sich ja einen armen Staat leisten! Was bringt aber ein armer Staat für 

     Leute mit kleinen/mittleren Einkommen? Reform heißt also für die FDP : „Neoliberaler 

     Abbau des Sozialstaates“!

 2. CDU/CSU vertreten eine zumindest teilweise schrittweise Privatisierung der sozialen  

     Sicherungssysteme. Wie weit soll dieser Prozess gehen?„Mehr Netto vom Brutto für  

     alle“ und „Runter mit der Staatsquote“ werden ebenfalls gefordert, jedoch etwas  

     moderater als von der FDP . Dazu kommt : “Familiengeld für alle“, auch für nicht sub-  

     ventionsbedürftige Familien von Spitzenverdienern und Einkommensmillionären! Wie  

     soll der in unserer Verfassung fest verankerte Sozialstaat von CDU/CSU aussehen?

 3. Die „Rot- Grüne“ Koalition ist noch (?) für die progressiven Weiterentwicklung des im  

     Grundgesetz fest verankerten Sozialstaates. Der Koalitionsvertrag zeigt jedoch, dass 

     nach wie vor kein aus sozialstaatlichen Visionen, langfristigen Zielen und Grundideen  

     abgeleitetes komplexes sozialstaatliches Gesamt-Grobkonzept existiert. Bisherige  

     Reformen und Reformansätze auf den Gebieten Unternehmens- und Einkommen-  

     steuersystem, soziale Sicherungssysteme und Arbeitsmarkt  berücksichtigen deshalb 

     die zwischen den Teilsystemen bestehenden objektiven Zusammenhänge/ Wechsel- 

     wirkungen nur unzureichend. Oftmals werden dadurch negative Auswirkungen eines 

     Teilsystems auf andere Teilsysteme erst im Nachhinein sichtbar und ziehen einen 

     meist äußerst aufwendigen „Reparaturbetrieb“ ( „Flickschusterei“ ) ohne Ende nach 

     sich. Wenn die Bundesregierung selbstkritisch die vergangenen 4 Jahre einschätzt, 

     dann muss sie zu dem Schluss kommen, dass angefangen bei der Rentenreform, bis 

     hin zum Hartzkonzept, die Denk- und Handlungsweise zu sehr durch die Methode

    „Reparaturbetrieb“ oder „Versuch und Irrtum“ gekennzeichnet war. Viele Beispiele 

     wären zu nennen. Da jedoch Rückwärtsbetrachtung statt Ursachenanalyse nichts 

     nützt, sei an dieser Stelle nur die durch die Rentenreform und Änderungen bei der 

     Arbeitslosenversicherung ( einschließlich Umsetzung des Hartzkonzeptes) geförderte 

    „schleichende Schwindsucht“ der Einnahmen der GKV und der Binnenkaufkraft der 

     unteren/ mittleren Einkommensgruppen (selbständiger und unselbständiger 

     Mittelstand) erwähnt. Die jüngsten Beitragserhöhungen bei der GRV, ALV und GKV 

     zeigen, dass die Bundesregierung bis heute noch keine Alternative zum operativen 

   „Reparaturbetrieb“ gefunden hat. Die eigene eklatante  Konzeptionslosigkeit soll nun 

                                                                     -2-

                                                                     -2-

  nach der „Hartzkommission“  durch die „Rürupkommission“ ersetzt werden. Damit wird   

  weiter auf die politische Führung bei der Reform des Sozialstaates verzichtet. Parallel 

  dazu werden im Kanzleramt neoliberale „Reformfäden“ gesponnen, anstatt zunächst

  selbstkritisch die Hauptursachen für die Verfehlung der 1998 formulierten Hauptziele   
  „spürbare Senkung der Lohnnebenkosten und der Arbeitslosigkeit“ zu ermitteln und 

  daraus Schlussfolgerungen für weitere sozialstaatliche Reformen abzuleiten. Heute 

  liegen die Hauptursachen klar auf der Hand, werden jedoch durch „Rot-Grün“ ignoriert. 

  Vielleicht kommt die Erkenntnis noch, wenn die neoliberalen „Reformfäden“ reißen?!  

  Erstens hat die Bundesregierung bezüglich Wirtschaftsaufschwung hauptsächlich 

  darauf gehofft, dass dieser “über den Ozean“ kommen würde. Bis heute müsste klar 

  geworden sein, dass anstelle der Hoffnung auf Hilfe „von außen“ primär auf nationale   

  Aktivitäten zur spürbaren Stärkung der Binnenkonjunktur gesetzt werden muss. Dazu 

  fehlt jedoch ein Konzept zur Senkung der „Lohnnebenkosten“ (SV-Beitragssätze!). Der  

  Versuch, mit der „Ökosteuer“ die absoluten gesamtvolkswirtschaftlichen Lohnneben- 

  kosten (SV-Beiträge) nachhaltig senken zu wollen, war ein Irrweg. Es wurde nicht   

  erkannt, dass nur eine komplexe Strukturreform der sozialen Sicherungssysteme zur  

  deutlichen Senkung der SV- Beitragssätze („Lohnnebenkosten“) führen kann.   

  Zweitens wurden die möglichen positiven Wirkungen der Einkommensteuerreform auf 

  die Belebung der Binnenkonjunktur überschätzt. Es wurde und wird immer noch 

  behauptet, diese Reform entlaste primär die unteren/mittleren Einkommensgruppen. 

  Dies ist jedoch nicht der Fall, weil es die derzeitige Struktur des Einkommensteuer- 

  systems gar nicht zulässt. Um den notwendigen Effekt der ausschließlichen oder 

  primären Entlastung der unteren/mittleren Einkommensgruppen zu erreichen, darf nicht 

  länger an den  für 2004 und 2005 geplanten Stufen festgehalten werden. Stattdessen 

  muss kurzfristig eine Strukturreform des Einkommensteuersystems realisiert werden, 

  die sich selbst finanziert, also keine nicht bezahlbare staatliche Finanzspritze benötigt.

  Drittens wurde und wird in allen sozialen Sicherungssystemen fast ausschließlich an 

  der Optimierung der Systemausgaben gearbeitet. Gleichzeitig wurde und wird jedoch

  vernachlässigt, eine nicht konjunkturschädliche Optimierung der Systemeinnahmen    

  vorzunehmen. Hier schließt sich der Kreis, weil eine solche Optimierung nur durch eine 

  komplexe sozialstaatliche Strukturreform der sozialen Sicherungssysteme und des 

  Einkommensteuersystems erreichbar ist.

  Echte sozialstaatliche Strukturreformen können dabei nur solche sein, mit denen die 

  angestrebten Haupteffekte „kräftige Konjunkturbelebung“ und „zukunftssichere

  Finanzierbarkeit des Sozialstaates“ ohne zusätzliche Belastung des Staatshaushaltes  

  erreichbar sind. Dies ist nur durch Lastenumverteilung von „unten nach oben“ und/oder   

  Subventionsumverteilung von „oben nach unten“ möglich- ein „alter Hut“, aber höchst      

  modern ! Alle angeblich „modernen“ neoliberalen „Hüte“ werden schmerzhaft drücken !  

  Hartmut Helpensteller ( 62, Rentner, Dipl.-Ök. Ing., u.a. Systemanalytiker )                                    Quedlinburg, 20.12.02      
  Lösung: Baustein-Kurz-Reformkonzept ***NEUE WEGE*** :::> Siehe Ende Internetseite www.help-it-consult.de ! 

N A C H S S C H L A G  1 !                                                  Quedlinburg, ERSTER MAI 2003
Trotz heftiger Warnsignale der Parteibasis und des „gemeinen“ Volkes suchten sie nicht die o.g. 

Hauptursachen für die Nichterfüllung ihrer Wahlversprechen von 1998! Sie fanden deshalb auch 

nicht den für Deutschland überlebensnotwendigen sozialstaatlichen „Kompass“. So zogen sie, nahezu makaber, arrogant und ignorant nach der Methode „Versuch und Irrtum“ mutig weiter und 

landeten plötzlich und unerwartet auf der einspurigen „A 2010“-  der Schnellautobahn ins 19-te Jahrhundert! Helfen wir ihnen, damit sie spätestens ab dem SPD- Parteitag ihren Irrweg verlassen

und  uns nach „Kompass“ schrittweise sicher in den Staat der sozialen Gerechtigkeit führen! H.H.
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N A C H S C H L A G  2 !                                                             Quedlinburg, 07.07.2003
Permanent zunehmende Warnsignale der Parteibasis und des “gemeinen” Volkes haben die SPD-Führung gezwungen, einen Sonderparteitag zur A 2010 durchzuführen!

Da der „Führer“  Gerhard Schröder mit Rücktritt drohte, erzwang er die „überwältigende demokratische“  Zustimmung der Mehrheit der Parteitagsdelegierten zu seiner(?) A 2010.

Nach den Hauptursachen der sich weiter dramatisch zuspitzenden wirtschafts-, finanz- und sozialpolitischen Lage (Seite 2: Erstens , Zweitens und Drittens!) wurde trotz allem nicht gesucht (keine Zeit, keine Lust, totaler Realitätsverlust?).

Sie fanden deshalb auch immer noch nicht den sozialstaatlichen „Kompass“ für echte 

sozialstaatliche Reformen zum Wohle aller(!) Bürger Deutschlands.

Stattdessen ließen sie sich je einen „Kompass“ von FDP und  CDU/CSU schenken und 

stolperten danach weiter auf der „alternativlosen“ A 2010 todesmutig voran.

Sie wurden deshalb zu echten „Katheder- Sozialdemokraten“. 

Sie predigen den „Erhalt des Sozialstaates in seiner Substanz“ als „alternativlosen Königsweg“, obwohl sie genau wissen, dass sie damit den Abbau des Sozialstaates betreiben.

Sie blinken „links“ und biegen bewusst oder unbewusst halbrechts bis rechts ab.


Damit sind sie gewollt oder ungewollt zu Demagogen geworden.

In ihrer bedauernswerten Hilflosigkeit wollen sie nun konsequent den Kompass der FDP nutzen: „ Steuersenkung für Spitzenverdiener und Einkommensmillionäre, Almosen für 

„Otto Normalverbraucher“, Sanktionen für Geringverdiener und „Sozialschmarotzer“!

Das ist hilfloser Aktionismus pur zur Konjunkturbelebung nach neoliberalen „Rezepten“! 

Mit  Sicherheit  wird  die  Konjunktur  so  nicht  anspringen!

Schuld daran werden  dann natürlich wieder die „außerordentlich komplizierten weltwirt-

schaftlichen Bedingungen“ und die Psychologie des „gemeinen“ Volkes sein, das trotz des „großzügigen“ Vorziehens der Steuerreform 2005 seine „Reichtümer“ hortet und nicht verkonsumiert! 

Versuchen wir trotz allem, die SPD- Führung und ihre „linientreuen“  Opportunisten bis zum ordentlichen SPD- Parteitag von ihrem für den „Noch-Sozialstaat“ Deutschland verheerenden Kurs abzubringen!

Mit optimistischen sozialstaatlichen Grüßen,

euer Genosse Hartmut Helpensteller                                                         
NACHSCHLAG 3!                                                                               Quedlinburg, 27.12.2003    

In einem beispiellosen „demokratischen“ Prozess hat die SPD- Führung nunmehr die neoliberale Agenda 2010 durchgepeitscht.

Damit hat die SPD den grundsätzlichen Abbau des Sozialstaates endgültig eingeleitet.

Diese „SPD“ ist nicht mehr meine politische Heimat, weil sie  die sozialdemokratischen 

Grundwerte unter dem Deckmantel der „Modernisierung“ über Bord geworfen hat.

Deshalb tschüss „SPD“,       Der „Münte- Parteitag“ vom 21.03.2004 war leider eine weitere verpasste   

                                                        historische Chance für den objektiv  notwendigen sozialstaatlichen (!)        Hartmut Helpensteller             Kurswechsel der SPD! Neue Hoffnungen für einen demokratischen                   

                                             Sozialismus im Staat der sozialen Gerechtigkeit/Sozialstaat               

                                             brachte endlich der „Beck“- Parteitag vom 26.-28.10.2007!
